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Rülke: Ministerpräsident muss die wirtschaftlichen und sozialen Kosten
der Shutdown-Politik in den Blick nehmen

Strenge Maßnahmen in Baden-Württemberg sind durch Infektionsgeschehen nicht mehr gerechtfertigt.

Zur Meldung, wonach Thüringen Anfang Juni die allgemeinen Corona-Beschränkungen beenden will, dies
aber nach Auskunft eines Sprechers der Landesregierung für Baden-Württemberg nicht in Betracht
käme, sagte der Vorsitzende der FDP/DVP Fraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke:

„Wir haben mittlerweile in Baden-Württemberg weniger Infizierte als freie Intensivbetten. So langsam
muss man auch die wirtschaftlichen und sozialen Kosten der Shutdown-Politik in den Blick nehmen. Die
strengen Maßnahmen in unserem Land sind durch das Infektionsgeschehen einfach nicht mehr
gerechtfertigt. Es ist falsch, dass der Ministerpräsident einzig und allein das Ziel verfolgt,
Infektionsübertragungen zu bekämpfen, dabei aber die Wirtschaft, das Wohl der Kinder und die
Freiheitsrechte der Bürger opfert.

Es wäre klug, einen Blick nach Thüringen zu richten. Eine eher regionale Bekämpfung der wenigen
verbliebenen Infektionen wäre weit besser, als Kretschmanns beharrlicher Kampf um die Rolle des
Letzten Mohikaners des Shutdown.“


